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sion folgen die Wirtschaftspolitiker dem Plan
der SVP, die Öffnung der Restaurants am
22. März ins Covid-19-Gesetz zu schreiben –
unabhängig von der Entwicklung der Corona-
Fallzahlen. Unterstützt wird die SVP von FDP-
und Mitte-Politikern. Sie wollen Druck ma-
chen auf die Regierung – und ein Zeichen set-
zen: «Das Ziel ist, dem Bundesrat vor seinem
nächsten Entscheid zu zeigen, wie gross der
Unmut in der Bevölkerung ist», sagt FDP-Prä-
sidentin Petra Gössi. Für viele Menschen sei
es unverständlich, weshalb etwa ein Hotel-
restaurant für Hotelgäste offen sei, ein Restau-
rant aber geschlossen bleibe. Als «Zeichen der
Unzufriedenheit» wertet Mitte-Fraktionsprä-
sidentin Andrea Gmür den Entscheid ihrer
Parteikollegen. Sie hatte vor einer Woche noch
versucht, die Fraktion davon abzubringen,
einen Öffnungszeitpunkt gesetzlich zu ver-
ankern. Allerdings bisher erfolglos: Auch die
Wirtschaftspolitiker der Mitte folgten gröss-
tenteils der SVP.
Nicht nur der Bundesrat ist zur Zielscheibe
des Parlaments geworden, auch der Unmut
gegenüber der wissenschaftlichen Task-Force
wächst: «Die Task-Force hat in der Vergangen-
heit wiederholt den Bundesrat und seine
Massnahmen desavouiert», sagt SVP-Natio-
nalrat Marcel Dettling. Das stifte Verwirrung
in der Bevölkerung. Die SVP forderte deshalb
erfolgreich, dass künftig nur noch der Bun-
desrat und das Parlament über die bundesrät-
lichen Covid-19-Massnahmen informieren
dürfen. «Das ist absurd», enerviert sich Grü-
nen-Nationalrätin Regula Rytz. Nehme man
den Antrag ernst, könnten Medien, die Ver-
waltung, die Task-Force oder die Kantone
nicht mehr über die Corona-Politik des Bun-
desrates informieren, sagt Rytz. Auch GLP-
Präsident Jürg Grossen hat grosse Bedenken.
Der Entscheid sei ein Tiefpunkt in seiner poli-
tischen Karriere. «Ausgerechnet die SVP, die
dem Bundesrat diktatorische Züge vorwirft,
will nun Zensur betreiben. Und eine Mehrheit
macht auch noch mit.»
Bei den Bürgerlichen hält man die Ängste
für übertrieben. Es handle sich nicht um einen
Maulkorb, betont FDP-Präsidentin Petra
Gössi. «Die Task-Force soll den Bundesrat wie
bisher beraten. Es geht nur um die Kommuni-
kation nach aussen.» Und was meint man bei
der Task-Force selber? Bereits heute sei es so,
dass das wissenschaftliche Gremium nicht
über die Massnahmen des Bundesrates infor-
miere, sagt Präsident Martin Ackermann. «Zur
Bewältigung einer Pandemie braucht es aber
die Stimme der Wissenschaft.»
Bundesrat will selber öffnen
Der Ball liegt nun wieder beim Bundesrat.
Lässt er sich vom Powerplay zu weiteren Öff-
nungsschritten bewegen? Recherchen zeigen,
dass die Bürgerlichen mit gewissen Forderun-
gen offene Türen einrennen. Wie ein hoher
Beamter sagt, zieht die Regierung in Betracht,
ab dem 22. März Konzerte, Kino- und Theater-
vorführungen in Innenräumen für bis zu 300
Personen sowie Sportevents und Konzerte im
Aussenbereich für bis zu 500 Personen zuzu-
lassen. Auch Yoga und Fitness sollen wieder
möglich sein. Geknüpft wären diese Öff-
nungsschritte laut einer zweiten, bundesrats-
nahen Quelle an die Bedingung, dass bei Ver-
anstaltungen drinnen die Leute sitzen und
eine Maske tragen, zudem gälte eine Auslas-
tung von maximal einem Drittel. Bei Veran-
staltungen draussen gälten Schutzkonzepte,
Kontaktsportarten wären ausgenommen.
Diese Pläne seien bisher geheim geblieben, so
der Insider, weil der Bundesrat keine falschen
Hoffnungen schüren wolle, da der weitere
Verlauf der Epidemie höchst ungewiss sei.
Denn all dies, so beide Quellen, wird nur mög-
lich, wenn es die epidemiologische Lage zu-
lässt, unter anderem der R-Wert unter 1 liegt
und die Fallzahlen nicht steigen. Innenräume
von Restaurants blieben indes weiter ge-







Jugendliche und junge Erwach-
sene leiden besonders unter
denMassnahmen zur Eindäm-
mung des Coronavirus. Sie
haben amhäufigsten schwere
Depressionen, wie eine Studie
zeigt. Sie sind in ihrer Ausbil-
dung eingeschränkt, sie können
die in diesemAlter so nötigen
sozialen Kontakte kaumpfle-
gen. Nun drohen sie auch als
Letzte von Lockerungsmass-
nahmen zu profitieren.
Der Grund für diese Befürch-
tung: Der Bund sieht vor, dass
im Sommer geimpfte Personen
von Vorzügen profitieren
können. Gewisse Angebote




Innenbereiche in der Gastrono-
mie, Diskotheken oder Veran-




setzung für all das ist, dass alle
die Aussicht auf eine Impfung
haben. Und dass diese nicht nur
vor Erkrankung schützt, son-
dern auch vor derWeiterver-
breitung des Virus. Das ist noch
nicht gesichert.
Bis die Jungen an der Reihe
sind, dauert es noch eineWeile.
Gemäss Strategie des Bundes
werden die derzeit noch knap-
pen Impfdosen zuerst den
Risikopersonen verabreicht,
also über 75-Jährigen und Per-
sonenmit Vorerkrankungen.
Danach sind die über 65-Jähri-
gen an der Reihe und besonders
exponiertes Personal. Erst
anschliessend können sich die
anderen Erwachsenen impfen
lassen, «gegebenenfalls stratifi-
ziert nach beruflich erhöhtem
Expositionsrisiko und abstei-
genden Altersgruppen», heisst
es in der Strategie. Das dürfte
abMai soweit sein.
Für den Kanton Zürich ist
klar: «Eine Abstufung nach Alter
(ältere Personen vor jüngeren)




mit demBund über eine Anpas-
sung der Empfehlungen, wie
deren Präsident Christoph
Berger sagt. «Eine gewisse
Abstufung bei den unter 65-Jäh-
rigen könnte den Druck von den
Impfzentren nehmen», meint er.
«Eine zu starke Differenzierung
aberwäre kaumpraktikabel und
würdewenig Sinn ergeben.»
Bereits jetzt bringen sich die
Jungparteien gegen solche
Ideen in Stellung. «Wir Jungen
mussten auf so vieles verzich-
ten», sagtMatthiasMüller, Prä-
sident der Jungfreisinnigen.
«Wennman uns beim Impfen
auch noch länger warten lässt
und damit weiterhin grosse
Freiheitsbeschränkungen ver-
bunden sind, schwächt das die
Solidarität zwischen den Gene-
rationen.» Sarah Bünter von der
JungenMitte sagt: «Es wäre
prekär, wenn die Jungen als
Letzte wieder Festivals besu-
chen und in die Ferien reisen
dürften.» Ein negativer Test
solle zu gleichen Privilegien
führenwie eine Impfung, sagt
sie. Die Junge SVPwill nicht,
dass die Jungen als «Bürger
zweiter Klasse» behandelt
werden. Der Jungfreisinnige
Müller warnt: «Wenn die Jungen
die Regeln nicht verstehen,
werden sie darauf pfeifen.»
Falls es zu Benachteiligungen
kommt, dann bloss für ein paar
Wochen. Sobald eine genügend
hohe Durchimpfung erreicht ist,
erübrigt sich eine Unterschei-
dung, schreibt der Bund sinn-
gemäss. Andrea Büchler von der
Nationalen Ethikkommission
sagt: «Wennwir von einermög-
lichen Ungleichbehandlung von
Geimpften undNichtgeimpften
sprechen, dann geht es um eine
kurze Zeitspanne.»
Voraussetzung für Impf-Pri-
vilegien, auch für Reisen, wäre
ein Impfpass. Noch ist ein
solcher nicht vorhanden, doch
wird den Geimpften heute
schon ein Eintrag bei
meineimpfungen.ch angeboten.
Die Nachfrage ist gross, über 55
Prozent lassen sich registrieren,
Tendenz steigend. Rund 70000
neue elektronische Impfbüch-
lein sind seit Dezember eröffnet
worden.Man sei bereit, für die
Nutzer einfach und schnell
Impfpässe auszustellen, teilen
die Betreiber der Plattformmit.
René Donzé, Andrea Kučera,
Ladina Triaca
55%
Mehr als die Hälfte






ist, kann erst abMai
mit einer Impfung









Angestellte aus der Reise-, der
Event- und der Tourismus-Bran-
che sind derzeit kaum beschäf-
tigt. Dank Kurzarbeitsentschädi-
gung erhalten die meisten den-
noch 80 Prozent ihres Lohnes.
Einige haben sogar das Glück,
eine zweite Stelle annehmen
und einem zusätzlichen Ver-
dienst nachgehen zu können.
Etwa bei Onlinehändlern, deren
Geschäft floriert und die zusätz-
liches Personal benötigen.
So geht es dem zur Migros
gehörenden Unternehmen Digi-
tec Galaxus. Dieses suchte in
kurzer Zeit viele neue Ange-
stellte und heuerte unter ande-
rem vom Reisebüro Hotelplan –
ebenfalls im Migros-Konzern
angesiedelt – Personal an. In
Kurzarbeit versetzte Reise-
spezialisten erhielten die
Gelegenheit, bei Digitec auszu-
helfen. «Während der Weih-
nachtszeit unterstützten rund
40 Mitarbeitende von Hotelplan
unseren Kundenservice», sagt
David Kübler, Sprecher von Digi-
tec Galaxus. Einige von ihnen
hätten das Engagement bis Ende
März verlängert. Zudem seien
über 60 Angestellte von Event-
Organisatoren, die zu Kurzarbeit
gezwungen waren, temporär
angestellt worden. Kübler sagt:
«Wir hatten im vergangenen Jahr
Anfragen von etwa 50 Firmen,
die teilweise ihre ganze Beleg-
schaft temporär zu uns schicken
wollten.» Mit der doppelten
Anstellung habe Digitec Galaxus
kurzfristig Verstärkung gefun-
den und Personal in Kurzarbeit
einen Zwischenverdienst ermög-
licht, führt Kübler aus.
Ein Nebenerwerb zu einer
bestehenden Anstellung ist seit
März 2020 erlaubt. Wegen der
Corona-Krise wird Beschäftigten
in Kurzarbeit zugestanden, eine
zweite Stelle anzunehmen. Sie





«Zurzeit können Personen in
Kurzarbeit Nebenerwerbe aus-
führen, um ihr Einkommen zu
erhöhen», erklärt Fabian Maien-
fisch, Sprecher des Staatssekre-
tariats für Wirtschaft (Seco), die
Regelung. Die Arbeitnehmer
dürften die zusätzlichen Ein-
künfte behalten, und das Geld
werde nicht von der Kurzarbeits-
entschädigung abgezogen. Vor-
erst gilt diese Praxis bis Ende
März. «Der Bundesrat prüft der-
zeit eine Verlängerung bis Ende
Juni», gibt Maienfisch bekannt.
Dass trotz Kurzarbeit ein zusätz-
licher Lohn aus einer Zwischen-
beschäftigung bezogen werden
kann, begründet das Seco mit
dem in der Corona-Zeit einge-
führten summarischen Verfah-
ren. Dieses soll die Abläufe ver-
einfachen und die schnelle Aus-
zahlung von Kurzarbeitsentschä-
digungen zulassen. Der Zweck
der Vereinfachung und
Beschleunigung wäre laut
Maienfisch nicht mehr erfüllt,
wenn Nebeneinkünfte aufwen-
dig an Kurzarbeitsentschädigun-
gen anzurechnen wären. Weil
dies nicht verlangt ist, kann das
Seco nicht angeben, wie viele
Doppelverdiener von der Aus-
nahmebestimmung profitieren.
Das Ausmass von Neben-
erwerbstätigkeiten sei nicht zu
umreissen, sagt Maienfisch.
Indem die Zwischenbeschäfti-
gung bei einem zweiten Arbeit-
geber zulässig sei, werde für
Angestellte ein finanzieller
Anreiz geschaffen, sagt Irene
Tschopp, Sprecherin des Amts
für Wirtschaft und Arbeit des
Kantons Zürich. Auf der anderen
Seite könnten Unternehmen mit
grossem Personalbedarf offene
Stellen dank der Regelung leich-
ter besetzen. «Wer eine Zwi-
schenbeschäftigung annimmt,
braucht dafür aber nach wie vor
die Zustimmung seines Arbeit-
gebers», betont Tschopp. Dieser
dürfe die Zustimmung allerdings
nur verweigern, wenn der Ange-
stellte wegen der zusätzlichen
Tätigkeit seine vertraglichen
Pflichten nicht einhalten könne.
Wie viele Arbeitnehmer in
Kurzarbeit gleichzeitig einer
Zwischenbeschäftigung nach-
gehen, ist laut Amtssprecherin
Tschopp auch im Kanton Zürich
nicht zu beziffern.
David Kübler von Digitec
Galaxus gibt an, der Onlinehänd-
ler suche derzeit gegen 100 neue
Angestellte. Die meisten würden
fix verpflichtet und auf dem
klassischen Weg über Ausschrei-
bungen rekrutiert. Vor allem
kurzfristig einsetzbares Personal
werde aber von Firmen ausgelie-
hen, die wegen der Corona-Pan-
demie nicht ausgelastet seien.
























… der Schweizer Wirtschaft in schwierigen
Zeiten neue Chancen eröffnet,
… erstmals strenge Regeln für eine umwelt-
gerechte Produktion von Palmöl umfasst,
… den Menschen in beiden Ländern

















Wir sagen am 7. März überzeugt JA
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